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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

In einem Postulat Heim (sp, SO) wurde der Bundesrat aufgefordert, gemeinsam mit den
Kantonen zu prifen, wie das Problem der Restfinanzierung ausserkantonaler
Pflegeheimaufenthalte geldst werden koénnte. Grundsétzlich soll die Wahlfreiheit
betreffend Pflegeplatz fur BedUrftige gewahrleistet werden. Konkreter steht das Tilgen
einer entstehenden Restfinanzierung bei allfalligen Wohnsitzwechseln
Pflegebedurftiger im Fokus. Davon seien auch Empfénger von Ergénzungsleistungen
betroffen. Der Bund solle unterstiutzend auftreten, um Lésungen mit den Kantonen
herbeizufihren. In einem &hnlich lautenden Postulat Bruderer (sp, AG) (Po. 12.4099)
wurde die Klarung dieser Problematik ebenfalls aus dem Standerat gefordert. Unter
Bekréaftigung, dass entsprechende Regelungen im Krankenversicherungsgesetz
untergebracht werden sollen, beantragte der Bundesrat die Annahme dieser beiden
Postulate. Beide Rate folgten ihrer jeweiligen Postulantin und dem Bundesrat und
Uberwiesen die Geschéfte. (Vgl. hier)'

Im Mai 2020 fuhrte die SGK-SR die Beratung zum indirekten Gegenvorschlag zur
Pflegeinitiative fort. Wéhrend der Covid-19-Pandemie sei die essentielle Rolle von
Pflegefachpersonen ersichtlich geworden, schrieb die Kommission in ihrer
Medienmitteilung. Daher habe sie sich noch einmal mit dem im Februar getroffenen
Entscheid zur finanziellen Unterstitzung von Auszubildenden im Pflegebereich befasst.
Mit 6 zu 6 Stimmen und dem Stichentscheid des Présidenten Paul Rechsteiner (sp, SG)
habe sie sich im Gegensatz zur vorhergehenden Kommissionssitzung fur die
entsprechenden Beitrage ausgesprochen, wenn die Kantone die Pflegefachkrafte in
Ausbildung mit Lebensunterhaltsbeitragen unterstutzten. Infolgedessen sollen fur acht
Jahre rund CHF 400 Mio. - also gut CHF 100 Mio. mehr als noch im Februar vorgesehen
- fur die Ausbildungsoffensive bereitgestellt werden. Wie der Nationalrat beabsichtigte
die SGK-SR zudem die Stérkung der Kompetenzen des Pflegefachpersonals. So sollen
Pflegefachpersonen in der Lage sein, gewisse Leistungen ohne die Anordnung eines
Arztes oder einer Arztin zu erbringen, diese direkt mit der Krankenkasse abzurechnen
und «einfachere Pflegeleistungen an weniger gut qualifiziertes Personal [zul
delegieren». Mit 7 zu 6 Stimmen entschied sich die Kommission jedoch dafur, dass dies
nur fur Spitexorganisationen, Pflegeheime und Pflegefachpersonen gelten soll, die im
Vorfeld mir den Krankenkassen eine entsprechende Vereinbarung eingegangen sind.
Die Vorlage wurde schlussendlich mit 10 zu O Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
verabschiedet. ?

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

In der Herbstsession 2018 behandelte der Standerat die Revision des Allgemeinen Teils
des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Fir die SGK-SR erkléarte Pirmin Bischof (cvp, SO),
dass es sich dabei um eine «Klammergesetzgebung» handle, deren Regeln mit
Ausnahme der beruflichen Vorsorge flr alle Sozialversicherungszweige gelten wirden.
Das ATSG sei seit seiner Inkraftsetzung 2003 nicht Uberarbeitet worden, daher sollten
nun diverse Revisionsanliegen umgesetzt werden. Ohne Gegenantrag trat die kleine
Kammer auf die Vorlage ein. Die SGK-SR hatte sich bei ihren Behandlungen der Vorlage
im Frihling und Sommer 2018 mehrheitlich zufrieden gezeigt und mit deutlichen 10 zu
0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor allem einen grésseren Anderungsantrag geschaffen:
Die Bundesversammlung sollte nicht die Kompetenz erhalten, internationale
Sozialversicherungsabkommen mit einem einfachen Bundesbeschluss genehmigen zu
kénnen. Kommissionssprecher Bischof erkléarte, es spiele eben durchaus eine Rolle, ob
ein Abkommen zum Beispiel mit Deutschland oder mit der Dominikanischen Republik
abgeschlossen werde, da Bestimmungskategorien nicht in allen Staaten gleich beurteilt
werden kdénnten. Deshalb reiche es flr die Beurteilung eines Abkommens nicht aus,
dass eine ahnliche Bestimmung in einem anderen Abkommen bereits existiere.
Gesundheitsminister Berset wies insbesondere darauf hin, dass ein Verzicht auf diese
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Kompetenzibertragung nicht den Spielraum des Bundesrates, sondern des Parlaments
einschréanken wurde. Stillschweigend folgte die kleine Kammer ihrer Kommission.
Zudem entschied sich der Stéanderat, den Versicherten nicht die vollstdndigen Kosten,
die durch Uberwachungen bei einem ungerechtfertigten Leistungsbezug entstanden
sind, aufzuerlegen, sondern diese auf die <«angemessenen Mehrkosten» zu
beschréanken. Daneben sorgte auch ein Minderheitsantrag Bruderer Wyss (sp, AG) fir
Diskussionen; mit diesem sollten die neu geschaffene Kostenpflicht bei den Verfahren
gestrichen und Kosten wie bisher nur bei mutwilligem oder leichtsinnigem Verhalten
einer Partei auferlegt werden. Im IV-Bereich, wo die Kostenpflicht bereits bestehe,
habe diese zu einer starkeren Belastung der Kantone gefuhrt, erklarte die
Minderheitsfihrerin dem Rat. So habe die Anzahl «aussichtsloser» Beschwerden nicht
ab-, die Anzahl Gesuche um Gewahrung einer unentgeltlichen Prozessfuhrung jedoch
zugenommen. Dennoch folgte der Standerat dem Mehrheitsantrag auf Zustimmung zum
bundesratlichen Entwurf mit 29 zu 14 Stimmen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Sténderat die Revision des ATSG schliesslich ohne Gegenstimme mit 38 Stimmen und 2
Enthaltungen an. *

Ergénzungsleistungen (EL)

In der Sommersession 2017 behandelte der Standerat als Erstrat die Reform der
Ergdnzungsleistungen. Geméss Konrad Graber (cvp, LU) waren die Hauptziele der
Reform die Optimierung des Systems, die Verwendung von Eigenmitteln fir die
Altersvorsorge sowie die Reduktion der Schwelleneffekte. Dies alles solle so umgesetzt
werden, dass das Niveau der Ergénzungsleistungen grundsatzlich erhalten bleibe. Da
jedoch die EL-Ausgaben sowie der Anteil des Bundes gegeniber demjenigen der
Kantone stark angestiegen seien, musse hier Gegensteuer gegeben werden. Weil die
Erganzungsleistungen die Schnittstelle zwischen AHV und Sozialhilfe darstellen,
miissten aber die Auswirkungen von allfalligen Anderungen gut durchdacht werden,
damit zum Schluss nicht die Sozialhilfe fur die Einsparungen aufkommen musse. Auf
Wunsch von Josef Dittli (fdp, UR) wurde seine thematisch mit der Reform verbundene
Motion zur Starkung der Ergénzungsleistungen durch klare Zuordnung der Kompetenzen
losgeldst von dieser Reform behandelt.

Der Entwurf des Bundesrates wirde bei Bund und Kantonen zu Einsparungen von
ungefahr CHF 367 Mio. fuhren, was jedoch einigen Standeratinnen und Standeraten zu
wenig weit ging. Josef Dittli zum Beispiel erklérte, dass die Vorlage ein erster
Optimierungsschritt  sei, danach aber noch eine weitere Reform der
Ergdnzungsleistungen folgen muisse. Paul Rechsteiner (sp, SG) betonte, dass
insbesondere die IV-Rentnerinnen und -Rentner betroffen seien, bei denen mit 45
Prozent fast die Halfte auf Ergédnzungsleistungen angewiesen sei, wahrend dieser Anteil
bei den Altersrenten nur etwa 12 Prozent betrage. Dies sei unter anderem auf den
Leistungsabbau bei der IV zurlickzufihren.

In der Detailberatung waren vor allem die Erhohung der Hochstbeitrage fur
anrechenbare Mietzinsen sowie die Mdoglichkeiten des Kapitalbezugs des
Altersguthabens umstritten. Das Thema der Mietzinsmaxima war im Nationalrat bereits
mit dem Geschaft 14.098 diskutiert und an die SGK-NR zur Detailberatung
zurtickgewiesen worden. Diese hatte sich einverstanden erklart, dass der Stédnderat
diese Frage im Rahmen der EL-Reform behandle. Inhaltlich entschied sich der
Standerat diesbezlglich gegen je einen unter und Uber dem Vorschlag der SGK-SR
liegenden Minderheitenantrag und erhdhte die Betrage fur die Mietzinse gegenlber
dem geltenden Recht je nach Wohnregion, die ebenfalls neu geschaffen wurden, um bis
zu 300 Franken. Auch die Zusatzbetrage fur rollstuhlgéngige Wohnungen wurden
deutlich erhéht. Eine Systemanderung bezlglich der Festlegung des Betrags fur
persdnliche Ausgaben winschte sich eine Minderheit Bruderer Wyss (sp, AG), welche
diese Kompetenz dem Bund Ubertragen und so die grossen kantonalen Unterschiede
beseitigen wollte. Dieser Vorschlag scheiterte jedoch am Mehrheitsantrag der SGK-SR,
welche diese Kompetenz bei den Kantonen belassen wollte. Bezlglich der Anrechnung
von Erwerbseinkommen des Ehegatten folgte der Stédnderat der SGK-SR, die im
Gegensatz zum Bundesrat nur 80 Prozent des Erwerbseinkommens anrechnen wollte,
um so einen Erwerbsanreiz zu schaffen. Insgesamt wollten aber sowohl der Bundesrat
als auch die SGK-SR die Vermogen starker berlcksichtigen und senkten daher den
Freibetrag fur Alleinstehende auf CHF 30'000 und fur Verheiratete auf CHF 50'000.
Beibehalten wurde die Regelung, wonach bei Personen, die selbst oder deren
Ehepartner in einer Eigentumswohnung respektive einem Eigenheim wohnen, nur der
CHF 112'500 Ubersteigende Wert einer Liegenschaft beim Vermégen zu berlcksichtigen
sei. Solange eine betroffene Person oder ihr Partner also eine Liegenschaft noch
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bewohnen kann, soll diese nicht verkauft werden mussen. Zudem beflrwortete die
Mehrheit des Stéanderats eine von der SGK-SR vorgeschlagene Verschérfung des
bundesratlichen Vorschlages bezlglich der tbernommenen Krankenkassenprémien: Der
Bundesrat hatte vorgeschlagen, dass die EL in Zukunft die tatsachliche
Krankenkassenprémie verglten solle, wenn diese tiefer zu liegen komme als die
durchschnittliche Préamie. Der Standerat beschrénkte die Vergltung der Pramien
jedoch auf die Hohe der Pramie des drittglnstigsten Krankenversicherers im Kanton
beziehungsweise in der Region. Im Anschluss an die Beratung dieses Geschéfts
Uberwies der Standerat jedoch ein Postulat, das den Bundesrat beauftragte, die Folgen
eines vollstandigen Einbezuges der Krankenkassenpramien in die Berechnung der EL zu
prufen.

Besonders umstritten war die Frage, ob ein vollstdndiger oder teilweiser Kapitalbezug
des Altersguthabens fur den obligatorischen Teil der beruflichen Vorsorge im
Vorsorgefall moglich sein soll oder nicht. Diesbezlglich war man sich im burgerlichen
Lager nicht einig. Die Mehrheit der SGK-SR wollte die Wahlimoglichkeit zwischen
Kapitalbezug, Rente und Mischform streichen und fur den obligatorischen Teil nur noch
eine Rente ermoglichen. Dies darum, weil es heute moglich sei und auch vorkomme,
dass Personen ihre Vorsorgegelder nach dem Kapitalbezug zum Beispiel verspielten
oder durch Betrugereien verléren und in der Folge auf Ergadnzungsleistungen
angewiesen seien. Mdglich solle daher lediglich ein Kapitalbezug fir den Erwerb von
Wohneigentum sein. Mehrere Standerate von FDP, CVP, BDP und SVP widersprachen
dieser Ansicht und setzten sich fir Wahlfreiheit und Selbstverantwortung der Burger
ein. Wegen einiger schwarzer Schafe sollten nicht alle Rentnerinnen und Rentner
bestraft werden - so ihr Votum. Hannes Germann (svp, SH) kritisierte dabei die
Mehrheit der burgerlichen Standerate, die sonst flir Eigenverantwortung pladierten,
hier aber von diesem Grundsatz nichts wissen wollten. Thomas Hefti (fdp, GL) reichte
einen Antrag ein, wonach zumindest die Halfte des Altersguthabens bezogen werden
kénnen solle, zog diesen aber wegen eines Formulierungsfehlers zugunsten des Antrags
Luginbuhl (bdp, BE), der sich flr eine Beibehaltung des geltenden Rechts und somit der
Wahlmoglichkeit einsetzte, zurtick. Kommissionssprecher Graber rechnete daraufhin
vor, dass bereits die Erhéhung der Mietzinsmaxima die geplanten Einsparungen um CHF
200 Mio. reduziert hatte und dass mit einer Annahme des Antrags Luginbihl gegenlber
dem aktuellen Recht kaum noch Einsparungen gemacht wirden. In der Folge lehnte der
Standerat den Antrag Luginbuhl deutlich ab. Schliesslich stellte sich die Frage, ob der
vorzeitige Kapitalbezug zur Aufnahme einer selbstandigen Erwerbstatigkeit moglich sein
solle. Hier einigte man sich auf einen Kompromissvorschlag: Das bis zum 50. Altersjahr
erwirtschaftete Kapital soll bezogen werden kénnen, da dies etwa der Halfte des
insgesamt gesparten Alterskapitals entspricht. In der Gesamtabstimmung nahm der
Standerat die Vorlage einstimmig mit 31 Stimmen bei 12 Enthaltungen an. *

Krankenversicherung

Im Standerat empfahl die Kommissionsmehrheit, auf das Geschéft einzutreten und es
anschliessend mit dem Antrag an den Bundesrat zurtickzuweisen, eine Lésung mit einer
Lockerung des Vertragszwangs vorzulegen. Eine Minderheit Eder (fdp, ZG) sprach sich
fir Nichteintreten aus, eine Minderheit Schwaller (cvp, FR) fir eine Ablehnung der
Rickweisung und damit fur die noch nicht erfolgte Detailberatung in der Kommission.
Die Mehrheit stellte die Verfassungsmaéssigkeit des Zulassungsstopps, welcher per
dringliches Bundesrecht eingefuhrt worden und danach zwei Mal verlangert worden
war, in Frage. Sie beflrchtete eine Verschérfung des Mangels an inlandischem
Arztenachwuchs bei einem erneuten Stopp und kritisierte die Unklarheit dartiber, ob
die Massnahme in den vergangenen Jahren tUberhaupt zu Kosteneinsparungen gefuhrt
habe. Nicht zuletzt sei zweifelhaft, ob der im Nationalrat angenommene Einzelantrag
Uberhaupt mit der Personenfreizligigkeit vereinbar sei, da er auslandische Arzte
diskriminiere. Die Minderheit Eder erkléarte, sie sei mit der Hin-und-Her-Politik der
letzten Jahre nicht mehr einverstanden und wolle endlich eine umfassende Lésung. Sie
wisse dabei verschiedene Parteien und Verbénde sowie etliche Kantone hinter sich.
Eine erneute Zulassungsbeschrankung sei ein schlechtes Signal an die jungen Arztinnen
und Arzte, laufe dem Grundsatz .,ambulant vor stationar® zuwider und sei
rechtsstaatlich bedenklich. Zudem sei eine konsequente Marktldsung einer erneuten
Regulierung des Angebots vorzuziehen. Die Minderheit Schwaller warnte vor ein bis
zwei zusatzlichen Préamienprozenten, wirde das Wachstum der Anzahl Zulassungen
nicht gebremst, und fihrte aus, einzig die Massnahme eines Zulassungsstopps kénne
bereits kurzfristig dagegen wirksam werden. Eintreten wurde schliesslich mit 27 zu 17
Stimmen beschlossen. Beim Ruckweisungsantrag ergab sich ein Patt von 22 zu 22
Stimmen. Mit Stichentscheid des Prasidenten Lombardi (cvp, Tl) ging das Geschéft zur
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Detailberatung an die Kommission. Diese nahm umfassende Abklarungen vor beziglich
der Verfassungsmassigkeit des Bundesratsentwurfes, der Wirkungen der bisherigen
Zulassungsbeschréankungen und insbesondere der Vereinbarkeit des vom Nationalrat
aufgenommenen Zusatzes mit der Personenfreizlgigkeit. Die Gutachten verschiedener
Experten zu letzterem kamen zu widerspruchlichen Ergebnissen. Die Abkléarungen
dauerten einige Zeit, womit das urspringliche Ziel des Innenministers Berset, den
Zulassungsstopp bereits im April wieder einzuflihren, nicht mehr erreicht werden
konnte. Um eine mdglichst rasche Beschlussfassung zu erreichen, hatte der Bundesrat
im Vorjahr beschlossen, das Gesetz als dringlich einzustufen. Die Detailberatung im
Standerat fand in der Sommersession statt. Berset betonte zu Beginn der Debatte, bei
dem 2012 beobachteten Anstieg der Neuzulassungen handle es sich nicht um einen
simplen Aufholeffekt, was daran zu erkennen sei, dass der Anstieg in der ersten
Jahreshalfte 2013 unverandert angehalten habe. Zu reden gab insbesondere die vom
Nationalrat eingefiigte Ausnahmebestimmung, wonach Arzte mit mindestens
funfjahriger Schweizer Berufserfahrung von der Zulassungspflicht ausgenommen wéren.
Die Kommissionsmehrheit sprach sich mit Verweis auf die Personenfreizigigkeit
dagegen aus. Eine Minderheit Rechsteiner (sp, SG) strebte einen Kompromiss an, indem
sie die Frist auf drei Jahre beschranken wollte und gab an, ein allfélliges Ritzen der
Personenfreizlgigkeit angesichts der Vorteile in Kauf nehmen zu wollen. Diese Position
unterlag mit 22 zu 18 Stimmen. Diskutiert wurden auch die Kompetenzen der Kantone
bei der Festlegung der Kriterien flir ein Bedlrfnis nach Zulassungen von
Leistungserbringern. Eine Minderheit Stockli (sp, BE) sprach sich fir die Version des
Bundesrates aus, wonach die Kantone ,anzuhéren™ seien. Die Kommissionsmehrheit
verlangte dagegen, der Bund habe die Kriterien mit den Kantonen zusammen
einvernehmlich festzulegen. Die Minderheit begrindete ihre Position damit, dass die
Haltungen der Kantone stark auseinandergingen und eine Lésung im Einvernehmen
damit nicht zu finden sei. Die Mehrheit hielt dagegen, die Kantone wirden die
Bedurfnisse auf ihrem Gebiet am besten kennen und dirften nicht von der Hauptstadt
aus bevormundet werden. Mit 22 zu 21 Stimmen folgte der Rat der Position der
Mehrheit. In der Gesamtabstimmung sprachen sich 25 Kantonsvertreter flir den
Entwurf aus, 15 dagegen. °

Die Rate begannen die Beratung des Entwurfs zu einem Bundesgesetz betreffend die
Aufsicht liber die soziale Krankenversicherung, den der Bundesrat im Vorjahr vorgelegt
hatte. Das neue Gesetz soll Licken schliessen, welche bestehen, weil das
Krankenversicherungsgesetz (KVG) bei seiner Schaffung 1994 priméar auf die
Finanzierung der sozialen Krankenversicherung ausgerichtet worden war. Die Aufsicht
dagegen ist nach Sicht des Bundesrates bisher ungentigend geregelt. Da eine
Integration ins KVG nicht zweckdienlich ware, soll ein eigenstandiges Gesetz geschaffen
werden, das in rund 60 Artikeln Verbesserungen im Bereich der finanziellen Sicherheit
und Transparenz bietet, die Unternehmensfihrung der Kassen strenger regelt, die
Kompetenzen der Aufsichtsbehorde erweitert und griffige Strafmassnahmen enthalt.
Konkret beinhaltet der Entwurf Vorschriften zur Unternehmensfihrung der Kassen mit
Unvereinbarkeitsregelungen und Offenlegungspflichten hinsichtlich leitender Organe,
welche denen flr boérsenkotierte Unternehmen ahnlich sind. Flr die Aufsicht Uber
Versicherungskonzerne, die sowohl in der Grund- als auch in der Zusatzversicherung
tatig sind, soll ein Informationsaustausch zwischen dem Bundesamt fur Gesundheit
(BAG) und anderen Aufsichtsbehérden, insbesondere der Finanzmarktaufsicht (Finma),
ermoglicht werden. Neu sollen die Mindestreserven der Kassen anhand der
tatsachlichen Risiken flr jede Kasse einzeln berechnet werden. Das Verfahren zur
Genehmigung der Prémientarife wird im bundesratlichen Entwurf prazisiert. Die
Pramien mussen in jedem Fall kostendeckend sein; stellen sie sich im Nachhinein als zu
tief heraus, muss die Lucke aus den Reserven gedeckt und die Reserven im folgenden
Jahr durch eine Pramienerhéhung wieder aufgefullt werden. Die Aufsichtsbehdrde soll
umgekehrt auch die Rickerstattung zu hoher Pramien anordnen kénnen. Das neue
Gesetz soll die bisher bereits Ublichen Anordnungen der Behérden zur Sanierung von
Kassen auf eine rechtliche Grundlage stellen und im extremen Fall einen
Bewilligungsentzug erlauben, bevor der Konkurs Uber einen Versicherer eréffnet wird.
Schliesslich sollen die moéglichen Ordnungsbussen bei Zuwiderhandlung flr Versicherer
und leitende Personen von CHF 5'000 auf neu maximal CHF 500'000 erhéht und auch
Freiheitsstrafen bis zu drei Jahren moglich werden. Erstrat war der Standerat, der sich
des Geschéfts in der Frihjahrssession annahm. Er beschloss dabei auch, die Vorlage
mit jener Uber die Korrektur der zwischen 1996 und 2011 zu viel bezahlten Pramien zu
verknipfen, damit einerseits die Situation der Vergangenheit korrigiert und
andererseits Massnahmen fur die zuklnftige Verhinderung einer Wiederholung dieser
Situation getroffen werden kdénnen. Trotz diverser Divergenzen, insbesondere des
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Einwands der Uberregulierung seitens der SVP, schien ein gewisser Konsens Uber die
Notwendigkeit eines Ausbaus der Aufsicht zu herrschen. Es wurden keine
Nichteintretens- oder Rickweisungsantrage gestellt. Die SGK-S hatte in einem langen
Beratungs- und Konsultationsprozess eine Variante zum Entwurf des Bundesrates
erarbeitet, welcher der Rat mehrheitlich folgte. So beschloss die kleine Kammer, die
Aufsicht Uber Versicherungsgruppen weniger umfassend zu regeln als dies der
Bundesrat vorgesehen hatte: Nach dem Entwurf der SGK sollte das BAG nicht alle
Zahlungen zwischen den einzelnen Versicherungszweigen innerhalb der Gruppe
Uberprifen kénnen. Die Absicht des Bundesrates, zuklinftig die Vermittlung von Kunden
und die Werbung regeln zu kénnen, ging der Kommissionsmehrheit zu weit, eine
Minderheit Bruderer (sp, AG) beantragte jedoch, an der Bestimmung festzuhalten. Der
Rat folgte der Minderheit dusserst knapp mit Stichentscheid des Présidenten Lombardi
(cvp, TI). Mit einer deutlichen Mehrheit stimmte die Kammer dagegen flr einen Antrag
ihrer Kommission, wonach die Grdsse des Insolvenzfonds fur die Kassen weiterhin
durch deren gemeinsame Einrichtung bestimmt werden soll. Der Bundesrat hatte eine
Ausrichtung nach den tatséchlich abzudeckenden Risiken vorgesehen, was eine massive
Aufstockung des Fonds verlangt hatte. In der Gesamtabstimmung hiess der Rat das
neue Aufsichtsgesetz mit 31 zu 4 Stimmen bei 7 Enthaltungen gut. Die Beratung im
Nationalrat fand in der Wintersession statt. Hier waren die Divergenzen deutlich
ausgepragter als im Standerat. So beantragte die von den Mitteparteien unterstitzte
Kommissionsmehrheit, das Geschaft nach Eintreten mit dem Antrag an den Bundesrat
zurlickzuweisen, eine Erganzung und Verbesserung der Aufsicht mit einer Teilrevision
des Krankenversicherungsgesetzes (KVG) vorzunehmen und auf die Schaffung eines
neuen Gesetzes zu verzichten. Dabei solle er die betroffenen Kreise einbeziehen. Eine
Minderheit Bortoluzzi (svp, ZH) beantragte Nichteintreten, eine Minderheit Fehr
Jacqueline (sp, ZH) die Ablehnung des Rilckweisungsantrages. Die Mehrheit
argumentierte, der Entwurf Gberschneide sich inhaltlich mit jenem zur Rickerstattung
der zu viel bezahlten Pramien, was bei der  Anwendung  zu
Interpretationsschwierigkeiten fiihren werde. Er schaffe eine Uberreglementierung in
einem ohnehin sehr stark beschrankten Wettbewerb und flUhre zu zusatzlicher
Burokratie. Zudem wirde die vorgangige Genehmigung und nachtragliche Korrektur der
Pramien durch den Staat de facto zu staatlichen Pramien flihren, was das System einer
Einheitskasse annahere. Die Minderheit Bortoluzzi vertrat die Ansicht, das bisherige
System der Krankenversicherung habe gute Dienste erwiesen und die derzeitigen
Instrumente fur die Aufsicht seien ausreichend, wirden sie denn konsequent genutzt
werden. Der vorliegende Entwurf diene primar der Besénftigung der Beflrworter einer
Einheitskasse. Schliesslich trat der Rat mit 132 gegen 46 Stimmen bei 8 Enthaltungen
auf das Geschéft ein und wies es anschliessend mit 98 zu 83 Stimmen bei 6
Enthaltungen an den Bundesrat zurtck. Fur die Rickweisungen stimmten SVP und BDP
sowie die Mehrheit der FDP und der CVP. Die Antwort des Stadnderates auf die
Ruckweisungsabsicht stand im Berichtsjahr noch aus. ®

Die kleine Kammer Uberwies in der Frihlingssession ein Postulat Bruderer (sp, AG) zur
Klarung der Zustandigkeit fiir die Restfinanzierung bei ausserkantonalen
Pflegeheimaufenthalten. Es beauftragt den Bundesrat, gemeinsam mit den Kantonen
Loésungen zu finden, damit die Zustandigkeitsfrage moglichst schnell analog zu den
Bestimmungen im Gesetz Uber die Erganzungsleistungen auch im KVG geregelt werden
kann. In der Vergangenheit hatten Unklarheiten immer wieder zu Streitigkeiten
zwischen den Kantonen geflhrt. In derselben Session lUberwies auch die grosse Kammer
ein &hnlich lautendes Postulat (12.4051) Heim (sp, SO), in welchem die Postulantin
betont, es habe sich gezeigt, dass interkantonale Vereinbarungen in diesem Bereich
schwer zu erreichen seien, weshalb der Bund unterstitzend einzugreifen habe. ’

Der Bundesrat beschloss aufgrund der Ablehnung eines indirekten Gegenvorschlags
durch das Parlament und der negativen Reaktionen in der Vernehmlassung, die
Botschaft zur Volksinitiative .fiir eine o6ffentliche Krankenkasse™ bereits in der
Herbst- und nicht wie geplant erst in der Wintersession vorzulegen. Damit wirde eine
Abstimmung noch im Jahre 2014 und nicht erst, wie von burgerlichen Parteien
befurchtet, im Wahljahr 2015 mdglich. Die Regierung beantragte den Raten lediglich,
die |Initiative dem Volk zur Ablehnung zu empfehlen und damit verbundene
parlamentarische Vorstosse abzuschreiben. Als Erstrat behandelte der Standerat die
Botschaft in der Wintersession. Nachdem der Nationalrat wenige Tage zuvor den
Gesetzesentwurf zur Aufsicht Uber die soziale Krankenversicherung an den Bundesrat
zurtickgewiesen hatte, kam es trotz der klaren Mehrheitsverhéltnisse zu einer langeren
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Debatte, in der mehrere Volksvertreter aus Mitteparteien angaben, Sympathien fur die
Einheitskasse zu hegen. Die burgerliche Mehrheit der Kommission fur Gesundheit und
Soziales des Stédnderates (SGK-S) beantragte jedoch, die Initiative abzulehnen. Die
Méglichkeiten fur Kosteneinsparungen bei einer Einheitskasse seien gering, da bereits
beim aktuellen System die Verwaltungskosten weniger als 5% der totalen Kosten
ausmachten. Wegfallen wirden allein die Marketing- und ein Teil der Wechselkosten.
Diese Einsparungen stinden aber in keinem Verhéltnis zu den hohen Kosten der
Einrichtung einer Einheitskasse. Zudem wuirde im neuen System héchstwahrscheinlich
der Leistungsbezug ausgeweitet, was zu héheren Pramien flr die Versicherten und
hoéheren Ausgaben der 6ffentlichen Hand zur Gewahrleistung der Pramienverbilligung
flhre. Hauptargument gegen die Einheitskasse sei aber der Verlust des Wahlrechts der
Versicherten im Falle von Unzufriedenheit. Die Monopolsituation und mdgliche
Interessenskonflikte der Fuhrungspersonen der Einheitskasse, unter denen auch
Vertreter der Kantone und der Leistungserbringer wéren, wirden zu Ineffizienzen bei
der Behandlung und zu hohen Tarifen fuhren. Die kantonal einheitliche Pramie sei
angesichts grosser Unterschiede zwischen Stadt und Land nicht angemessen. Nicht
zuletzt wuirden Doppelspurigkeiten zwischen der fur die Grundversicherung
zustandigen Einheitskasse und den weiterhin bestehenden privaten Anbietern von
Zusatzversicherungen zu einem erhdhten Verwaltungsaufwand bei Kassen und
Leistungserbringern fihren. Weitere Gegner aus dem burgerlichen Lager erganzten, der
angestrebte Systemwechsel sei ein grosses Risiko, das es nicht einzugehen gelte, und
der internationale Vergleich zeige, dass ein staatliches Monopol zu einer schlechteren
Versorgungsqualitdt flihre. Eine Minderheit Rechsteiner (sp, SG) beantragte, die
Initiative anzunehmen. Da die Leistungen der obligatorischen Grundversicherung im
Gesetz abschliessend geregelt und das Erwirtschaften eines Gewinns nicht erlaubt sind,
sei ein Wettbewerb unter den derzeit 61 Kassen in Bezug auf die Leistungen auch heute
gar nicht moglich. Die einzige Konkurrenzmaéglichkeit bestehe fur die Versicherer daher
darin, sich gegenseitig die guten Risiken abzujagen. Dies sei ein Nullsummenspiel,
verursache jedoch hohe Marketing- und Wechselkosten von CHF 300 bis 500 Mio.
jahrlich. Die Marketingaktivitdten in Form von Telefonanrufen seien nicht zuletzt ein
Argernis fir die Versicherten. Eine Einheitskasse sei effizienter, glinstiger und
transparenter. Sie wirde sich zudem nachhaltiger und sorgfaltiger um die Behandlung
der Versicherten kimmern, da sie wisse, bis an deren Lebensende flr sie
verantwortlich zu sein. Bis heute wirde eine wirksame Aufsicht Uber die soziale
Krankenversicherung fehlen, was durch die ebenfalls storende intensive Lobbyarbeit
der Versicherungsunternehmen weiter verhindert werde. Schliesslich folgte der Rat
dem Antrag der Kommissionsmehrheit und lehnte die Initiative mit 28 zu 13 Stimmen
ab, wobei sich die drei Mittepolitiker, welche sich in der Beratung positiv zur
Einheitskasse geaussert hatten, ihrer Stimme enthielten. Die Beratung im Nationalrat
wird 2014 stattfinden. ®

Sténderat Bischofberger (cvp, Al) hatte Ende 2015 eine Motion eingereicht, mit der er
darauf  hinwirken wollte, dass die Franchisen in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung kiinftig der Kostenentwicklung angepasst werden. Dies
sollte insbesondere fir die tiefste Franchise gelten, die aktuell CHF 300 betragt, aber
auch fur die anderen Franchisestufen, welche sich zwischen CHF 500 und CHF 2'5600
bewegen. Mittels der Erhdhung der Eigenverantwortung sollte das Kostenwachstum im
Gesundheitswesen gedampft werden, so die Begrindung. Dieses betragt rund vier
Prozent pro Jahr und Ubersteigt damit deutlich das Wachstum der Loéhne und Renten;
angesichts medizinischer und demografischer Entwicklungen ist eine Abschwachung in
néchster Zeit nicht zu erwarten. Der Urheber des Vorstosses erhoffte sich, mittels einer
Erhéhung der Minimalfranchise die Anzahl der Mehrfachuntersuchungen und der
unnotigen Arztbesuche wegen Bagatellfallen vermindern zu kénnen.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er halte es zwecks einfacheren
Kostenvergleichs durch die Versicherten fur angebracht, die Franchisen in runden
Betragen festzulegen. Die Franchisenhdhen wirden regelmassig Uberpruft und wenn
notwendig angehoben, was in den letzten Jahren auch mehrmals vorgekommen sei,
namentlich mit einer zweimaligen Erhéhung der Minimalfranchise und der Anhebung
der Maximalfranchise von CHF 1'600 auf CHF 2'500. Seit der Einfuhrung des KVG sei die
von den Versicherten geleistete Kostenbeteiligung (dazu gehért auch der Selbstbehalt
von 10%) sogar leicht starker angestiegen als die von den Versicherungen verglteten
Leistungen.

Im Mérz 2016 entschied der Standerat, einem Ordnungsantrag Bruderer (sp, AG)
folgend, die Motion seiner SGK zur Vorprifung zu unterbreiten. Dabei sollten weitere
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Abklarungen beziglich der technischen Detailfragen vorgenommen werden, welche sich
insbesondere aus der Stellungnahme des Bundesrates ergaben. °

Im Méarz 2016 beantragte der Bundesrat im Rahmen seines Berichts Uber die Motionen
und Postulate 2015 die Abschreibung der Postulate von Pascale Bruderer Wyss (sp, AG;
Po. 12.4099) =zur Klarung der Zusténdigkeit fiir die Restfinanzierung bei
ausserkantonalen Pflegeheimaufenthalten sowie von Bea Heim (sp, SO; Po. 12.4051) zur
Restfinanzierung ausserkantonaler Pflegeheimaufenthalte. Mit der Verdffentlichung
des Berichts und mit Verweis auf die Gesetzesvorlage, die das Parlament aufgrund der
parlamentarischen Initiative Egerszegi-Obrist (fdp, AG; Pa.lv. 14.417) in Arbeit hatte,
erachtete der Bundesrat beide Postulate als erfullt. Obwohl die SGK-NR den Nutzen der
entsprechenden Arbeiten anerkannte, schlug sie ihrem Rat vor, auf eine Abschreibung
des Postulats Heim zu verzichten, «da das schwierige Thema die Kommission noch
intensiv beschéaftigen» werde. Der Nationalrat folgte dieser Argumentation zwar in der
Sommersession 2016, der Standerat entschied sich hingegen fir Abschreiben.
Diskussionslos und stillschweigend wurde das Postulat Bruderer Wyss abgeschrieben. ©

Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; 17.3956) und Pascale Bruderer Wyss (sp, AG; 17.3964)
beabsichtigten in zwei in beiden Raten eingereichten Motionen, das KVG um einen
Absatz zu erganzen, wonach der Bundesrat die Entschadigung der Vermittlertatigkeit
regeln kann und dadurch unverhéltnismassige Ausgaben fiir Vermittlerprovisionen in
der Grundversicherung verhindern soll. Die Motionérinnen riefen in Erinnerung, dass
der Bundesrat bereits 2012 eine entsprechende Regelung vorgesehen habe, diese
jedoch «mit Verweis auf die Selbstregulierung der Branche gestrichen» worden sei.
Diese Selbstregulierung sahen die Motionérinnen allerdings aufgrund eines
Kassensturzberichts als nicht gegeben. Dieser habe ihrer Ansicht nach aufgezeigt, dass
die Vermittlerprovisionen deutlich héher lagen als die von der Branche vereinbarten
Betrage, Abschlisse der OKP und der Zusatzversicherungen vermischt wirden und
diesbezlglich keine Transparenz bestehe. Dies sei problematisch, da bei der OKP
Aufnahmepflicht herrsche und die Leistungen der Versicherer Ubereinstimmten.
Dadurch wirden «Vermittlerprovisionen finanzielle Fehlanreize» generieren, was
womoglich  zu  einer  Risikoselektion  oder  zur  Vermittlung  unndétiger
Zusatzversicherungen fihren kénne. Es bedlrfe daher der Transparenz dartiber, welche
Provisionen Uber die OKP abgewickelt wirden. Der Bundesrat pflichtete der Ansicht der
Motionarinnen bei, wonach das gesetzte Ziel allein durch Selbstregulierung nicht
erreicht worden sei, und beantragte die beiden Motionen zur Annahme.

Der Standerat behandelte in der Wintersession 2017 einen Ordnungsantrag Kuprecht
(svp, SZ), der die Motion von Bruderer Wyss der SGK-SR zur Vorprifung zuweisen wollte.
Kuprecht betonte, dass Provisionszahlungen in der OKP nicht akzeptabel seien, die
Problematik aber sehr komplex sei. Deshalb solle sich die Kommission des Themas
annehmen. Dem stimmte die Motionarin zu und empfahl Annahme des
Ordnungsantrags — was die kleine Kammer in der Folge tat.

Da die Nationalrdte Thomas de Courten (svp, BL) und Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG)
den Vorstoss von Birrer-Heimo Ende 2017 bekdmpft hatten, gelangte dieser in der
Frihjahrssession 2018 in den Nationalrat. Dort erklarte Jauslin, dass die
Krankenkassenprémien nicht wegen der Vermittlerprovisionen stiegen, sondern wegen
zahlreicher anderer Grunde. Die Vermittlerprovisionen wirden mit Geldern der
Zusatzversicherungen bezahlt. Ein solcher «Empdrungsvorstoss» sei gemass de
Courten unnoétig. Diese Betitelung ihrer Motion wies Birrer-Heimo entschieden zurlck
und verwies auf die Schreiben mehrerer Versicherungsgesellschaften, die ihr Ansinnen
unterstlitzten - wenn auch unter Bevorzugung eines anderen Losungsvorschlags. Knapp
entschied sich der Nationalrat mit 94 zu 91 Stimmen bei einer Enthaltung fir Annahme
der Motion. Das Zlinglein an der Waage spielte eine Minderheit der SVP-Fraktion, die
sich fur die Vorlage aussprach, wodurch die geschlossen stimmende FDP.Liberale-
Fraktion und grosse Teile der BDP- und SVP-Fraktionen von den Ubrigen Fraktionen
Uberstimmt wurden. Im Oktober 2018 zog Bruderer Wyss ihre im Stéanderat eingereichte
Motion zurtick. ™
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Im Oktober 2018 reichte die SGK-SR eine Motion zur Einschrankung der
Vermittlerprovisionen in der OKP ein. Der Bundesrat sollte die M&glichkeit erhalten,
eine entsprechende Branchenlésung unter Sanktionen bei Nichteinhaltung fur
allgemeinverbindlich zu erklaren. Die Branchenlésung sollte ein Verbot der
telefonischen Kaltaquise - also des Kontakts zu Personen, zu denen ein Unternehmen
eine bestimmte Zeit lang keine Geschaftsbeziehungen unterhalten hatte - sowie
Pflichten zu einem von beiden Seiten unterzeichneten Beratungsprotokoll und
umfangreichen Ausbildungen fur Vermittler beinhalten.

In der Wintersession 2018 behandelte der Sténderat die Kommissionsmotion zusammen
mit einer Motion von Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; Mo. 17.3956), die zukinftig
«unverhaltnismassige» Ausgaben fur Vermittlungsprovisionen verhindern wollte, und
einer Standesinitiative des Kantons St. Gallen, die Vermittlungsprovisionen in der OKP
ganzlich verbieten wollte. Pascale Bruderer Wyss (sp, AG) erkldrte dem Rat fur die
Kommission, dass mit der Kommissionsmotion die Selbstregulierung der Branche
untermauert werden solle, indem Verbindlichkeiten und Sanktionsmaoglichkeiten
geschaffen wurden. Dabei sollte jedoch zwischen Grundversicherung und
Zusatzversicherung unterschieden werden, denn obwohl die Branche die
Verbindlichkeit auf die Zusatzversicherungen ausweiten wollte, sprach sich die
Kommission nach Anhoérung der Finma wund der Weko aus Angst vor
Wettbewerbsverzerrungen dagegen aus. Da die Kommissionsmotion das Anliegen der
Motion Birrer-Heimo weitgehend aufnehme, sei diese abzulehnen, erklarte Bruderer
Wyss, die eine gleichlautende Motion nach Einreichung der Kommissionsmotion
zurlickgezogen hatte. Auch die Standesinitiative des Kantons St. Gallen sei abzulehnen,
da diese deutlich weiter gehe als die Kommissionsmotion. Gesundheitsminister Berset
erganzte die AusfUhrungen der Kommissionssprecherin um die aktuelle Situation
bezlglich der Branchenlésungen. Die Branche bereite seit Anfang 2018 eine
gemeinsame neue Vereinbarung vor, welche die Forderungen der Kommissionsmotion
aufnehme. In der Folge nahm der Standerat stillschweigend die Kommissionsmotion an,
lehnte die Motion Birrer-Heimo ab und gab der Standesinitiative des Kantons St. Gallen
keine Folge. "

In der Wintersession 2018 behandelte der Stdnderat die Motion Birrer-Heimo (sp, LU)
gegen unverhidltnismassige Ausgaben fiir  Vermittlerprovisionen in der
Grundversicherung zusammen mit einer Kommissionsmotion, welche die
Selbstregulierung der Branche vom Bundesrat fur allgemeinverbindlich erklaren wollte,
und einer Standesinitiative des Kantons St. Gallen, die Vermittlungsprovisionen in der
OKP génzlich verbieten wollte. In der Zwischenzeit hatte Pascale Bruderer Wyss (sp, AG)
ihre gleichlautende Motion zugunsten der Kommissionsmotion zurlickgezogen. Wie von
der SGK-SR vorgeschlagen, entschied sich die kleine Kammer stillschweigend, die
Kommissionsmotion, welche einen Grossteil der Forderungen der Motion Birrer-Heimo
aufnahm, anzunehmen und letztere abzulehnen. ™

In der Sommersession 2020 behandelte der Stéanderat die Motion der SGK-NR zur
Schaffung einer Pflicht fiir die Kantone, den Begriff «Notfall», geméass dem eine
Behandlung im Spital zwingend ist, auch wenn die betroffene Person auf einer
schwarzen Liste aufgefiihrt ist, zu definieren, zusammen mit der Standesinitiative des
Kantons Thurgau (Kt.Iv. 16.312). Kommissionssprecher Rechsteiner (sp, SG) erklarte, dass
die Kommission aufgrund der Standesinitiative zusammen mit der Verwaltung eine
Vernehmlassungsvorlage zur Vollstreckung der Préamienzahlungspflicht der Versicherten
erarbeitet habe. Gemass dieser Vernehmlassungsvorlage solle zukinftig auch die
Fuhrung der schwarzen Listen verboten werden, wodurch auch die gemeinsame
Notfalldefinition aller Kantone nicht mehr nétig ware. Die Kommissionsminderheit
praferierte hingegen ein Festhalten an den Listen, jedoch unter Schaffung einer
Notfalldefinition auf Bundesebene. Einig waren sich die Kommissionsmehrheit und
-minderheit dartber, dass eine Verpflichtung der Kantone zu einer gemeinsamen
Notfalldefinition nicht zielfihrend sei, da die unterschiedlichen kantonalen
Definitionen auch auf kantonale Gerichtsurteile zurlckzuflhren seien. Entsprechend
empfahl die Kommission die Motion einstimmig zur Ablehnung. Nachdem auch
Gesundheitsminister ~ Berset den Weg der SGK-SR  demjenigen ihrer
Schwesterkommission vorgezogen hatte, lehnte der Stadnderat die Motion
stillschweigend ab. ™
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In der Sommersession 2020 behandelte der Standerat die Standesinitiative des Kantons
Thurgau zusammen mit der Motion der SGK-NR zur Schaffung einer Notfalldefinition
durch die Kantone (Mo. 18.3708) und diskutierte Uber eine Fristverlangerung fir
Erstere. Die Standesinitiative sah einen Glaubigerwechsel hin zum Kanton vor, wenn
dieser 90 Prozent der offenen Forderungen der Krankenversicherungen gegentber den
Versicherten Gbernimmt - bisher mussten die Kantone 85 Prozent der ausstehenden
Forderungen Ubernehmen und erhielten nach Begleichung der Schuld nur 50 Prozent
von den Krankenversicherungen zurlck. Kommissionssprecher Rechsteiner (sp, SG)
erklarte, dass die Kommission aufgrund der Standesinitiative zusammen mit der
Verwaltung eine  Vernehmlassungsvorlage uber  die Vollstreckung der
Pramienzahlungspflicht der Versicherten erarbeitet habe. Entsprechend wdirdigte
Rechsteiner die Thurgauer Standesinitiative auch als eine der wenigen, welche «zu
einem konkreten Gesetzgebungsentwurf gefihrt» héatten, und beantragte, ihre
Behandlungsfrist zu verlangern. Dagegen wehrte sich Jakob Stark (svp, TG) - gemass
seiner eigenen Aussage als ehemaliger Thurgauer Regierungsrat «nicht ganz unschuldig
daran, dass diese Initiative zustande gekommen ist» -, weil dadurch der materiell
unbestrittene Gegenstand der Initiative weiter verzdgert werde. Dabei gehe es auch
«etwas um den Respekt vor einem kantonalen Parlament». Rechsteiner verwies jedoch
darauf, dass die Kantonsparlamente den Stellenwert von Standesinitiativen im
Bundesparlament tendenziell Uberschatzten. Zudem brauche es bei Gesetzen mit
wenigen Ausnahmen eine Vernehmlassung - entsprechend dauere es halt etwas langer
als in kantonalen Exekutiven. Mit 29 zu 3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der Stédnderat
der Einschatzung der Kommission und stimmte der Fristverlangerung zu.

In der Herbstsession 2020 behandelte der Standerat das von der SGK-NR geschaffene
Paket 1a des Massnahmenpakets zur Kostendampfung im Gesundheitswesen, das die
weniger umstrittenen Teile des ersten Massnahmenpakets des Bundesrats beinhaltete.
Nachdem er ohne Gegenantrag auf die Vorlage eingetreten war, schuf er einige
Differenzen zum Erstrat.

Nur eine kleine Anderung gegeniiber der nationalratlichen Version nahm der Standerat,
in Ubereinstimmung mit seiner Kommission, bei der Frage der Rechnungsstellung im
Tiers payant-System vor. Hier ergénzte er stillschweigend einen Passus, wonach die
Versicherungen und die Leistungserbringenden abmachen kénnen, dass die
Versicherung fiir die Ubermittlung der Rechnungen zustandig sein soll. Mit der
Anderung des Nationalrats, wonach die Rechnungen auch elektronisch verschickt oder
auf einem Webportal hinterlegt werden kénnen, zeigten sich die Standeratinnen und
Standerate hingegen einverstanden.

Fur deutlich mehr Diskussionen sorgte die Frage der Behandlungstarife, insbesondere
die Patientenpauschaltarife bei ambulanten Behandlungen, gemass
Kommissionssprecher Pirmin Bischof (cvp, SO) «ein Herzstlick der Vorlage». Neu sollen
gemass Bundesrat vereinbarte Patientenpauschaltarife auf einer gesamtschweizerisch
vereinbarten einheitlichen Tarifstruktur beruhen mussen, erklérte Bischof. Die Tarife
mussten zwar nicht schweizweit identisch sein, wohl aber die in der Rechnung
aufgefuhrten Teile einer Behandlung. Dies habe den Vorteil, dass die Rechnungen
gesamtschweizerisch vergleichbar seien. Nachteilig sei hingegen, dass kantonale
Differenzen in der Struktur nicht mehr méglich seien. Der Vorteil dieser Anderung liege
gemass Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) auch darin, dass man damit das Risiko einer
Mengenausweitung reduzieren kénne. «Je mehr man verrechnet, desto mehr verdient
man.» Eine Minderheit Muller (fdp, LU) beantragte, auf die Schaffung dieser
Patientenpauschalen zu verzichten. Bereits heute gebe es solche Pauschalen und sie
wlrden auch bei ambulanten Behandlungen angewendet. Da sich die Behandlung aber
zwischen den verschiedenen Patientinnen und Patienten stark unterscheide, wirde
eine Vereinheitlichung zu einer Ubervergiitung von einfachen und zu einer
Untervergltung von komplizierten Fallen, welche haufig bei krénkeren und sozial
schwécheren Patientinnen und Patienten auftreten, fihren. Obwohl die Minderheit
Miller in der Kommission mit 8 zu 3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) unterlegen war,
meldeten sich mit Brigitte Haberli-Koller (cvp, TG), Erich Ettlin (cvp, OW), Hannes
Germann (svp, SH) und Josef Dittli (fdp, UR) deutlich mehr Kommissionsmitglieder im
Namen der Minderheit zu Wort. Einen ganz anderen Aspekt der Regelung stellte
Gesundheitsminister Berset in den Mittelpunkt: Fur ihn liege der zentrale Unterschied
zur heutigen Regelung darin, dass der Bundesrat neu subsidiar eingreifen kénne, wenn
sich die Tarifpartner nicht auf eine Tarifanpassung einigen konnten. Mit 22 zu 21
Stimmen setzte sich die Minderheit in dieser Frage jedoch knapp durch, der Sténderat
lehnte damit die Schaffung einer Patientenpauschale ab.

Eine weitere offene Frage bezlglich der Behandlungstarife betraf die Schaffung einer
nationalen Tariforganisation im ambulanten Bereich, entsprechend der Swiss DRG im
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stationaren Bereich, die flr die Erarbeitung und Weiterentwicklung der Tarifstrukturen
zustandig sein sollte. Hier sei man sich mehrheitlich einig, betonte Bischof, offen sei
lediglich noch die Frage der Organisationshoheit. Solle der Bundesrat Uber die
Organisationsform entscheiden, dabei erst eine Konsultation durchflihren oder gar nur
subsidiar zustandig sein, wenn sich die Leistungserbringenden und Versicherungen
nicht einigen kénnen¢ Letzteres schlug die SGK-SR vor. Bundesrat Berset stellte zudem
in seiner Antwort auf eine Frage von Charles Juillard (cvp, JU) fest, dass ausschliesslich
Tarifpartner in der Organisation vertreten sein wirden und die Kantone somit darin erst
mitwirken kénnten, wenn EFAS angenommen worden sei und die Kantone somit
ebenfalls fur die ambulante Behandlung zustandig waren. Stillschweigend folgte der
Standerat in diesem Punkt dem Vorschlag seiner Kommission.

Ein weiterer umstrittener Aspekt der Tariffrage betraf die Finanzierung von
Rechnungsprifungen, welche die Patientenorganisationen durchfihren sollten, durch
das EDI. Die Kommissionsmehrheit wollte diesen vom Nationalrat eingefligten Punkt aus
der Vorlage streichen, eine Minderheit Carobbio Guscetti wollte ihn beibehalten.
Naturlich sollten sich Patientinnen und Patienten von externen Organisationen beraten
lassen kénnen, der Bund solle sich dabei aber nicht an der Finanzierung dieser
Dienstleistung beteiligen, zumal eine solche Finanzhilfe nur eine zuséatzliche
Kontrolleinheit  bedeuten  wlrden, erklarte  Kommissionssprecher  Bischof.
Minderheitensprecherin Carobbio Guscetti betonte hingegen, dass die anfangs
eingesetzte Expertengruppe einen dhnlichen Vorschlag gemacht habe und die GDK das
Anliegen unterstltze. Nicht abgeneigt gegenlber der Finanzierung zeigte sich auch
Bundesrat Berset, fur den die Massnahme nicht im Widerspruch zur Strategie des
Bundesrates stand. Mit 28 zu 13 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Stédnderat
aber gegen die Finanzierung aus und schuf damit eine weitere Differenz zum
Nationalrat.

Schliesslich stand noch der Experimentierartikel im Raum, geméss Bischof der «zweite
Kernartikel dieser Vorlage». Die SGK-SR wollte den nationalratlichen Vorschlag um die
Méglichkeit, experimentelle Projekte zur Férderung der Digitalisierung durchflihren zu
kénnen, erganzen. Streichen wollte sie hingegen Projekte zur Einschréankung der freien
Arztwahl. Eine weitere Minderheit Muller schlug indes vor, vollstandig auf den Katalog
mit moglichen Bereichen, in denen Projekte durchgefiihrt werden kénnen, zu
verzichten. Ohne Katalog kénnten auch Projekte durchgefiuhrt werden, welche
Grundrechtseingriffe  enthielten,  erklarte = Bischof den  Widerstand der
Kommissionsmehrheit gegen diesen Vorschlag. Die betroffenen Patientinnen und
Patienten héatten keine Médglichkeit, sich gegen die Projekte zu wehren.
Gesundheitsminister Berset sprach sich vehement gegen den Minderheitsantrag und
die Streichung des Katalogs aus. Der Bundesrat und die Verfassungsrechtsexperten des
Bundes seien sich einig, dass dies gegen Artikel 5 Absatz 1 der Bundesverfassung
verstosse, wonach das Recht Grundlage und Schranke staatlichen Handelns darstelle.
Damit wirden die moglichen Experimente keine Grenzen kennen. So kénnten zum
Beispiel fur die Bevolkerung eines Kantons die Halfte des Leistungskatalogs gestrichen,
die Franchise auf CHF 10'000 erhoht oder risikobezogene Pramien eingeflihrt werden.
Paul Rechsteiner (sp, SG) kritisierte des Weiteren, dass die freie Arztwahl auf der Liste
moglicher Projekte aufgefuhrt sei: Die Einschréankung der freien Arztwahl sei ein
fundamentaler ~ Systemeingriff, ~der  Grundrechtsdimensionen  betreffe und
entsprechend per Gesetz zu entscheiden sei. Man solle den <«Akteuren im
Gesundheitswesen [nicht] per Gesetz abschliessend vorschreiben, wo sie
experimentieren konnen», betonte hingegen Minderheitensprecher Muller. Innovation
entstehe «relativ chaotisch», ergénzte Erich Ettlin (cvp, OW). Zudem kénne ja das EDI
die Pilotprojekte bewilligen, musse es aber nicht. Mit diesen Argumenten setzte sich die
Kommissionsminderheit durch: Mit 23 zu 19 Stimmen sprach sich der Stéanderat gegen
die Einschrankung der Experimente auf einen Katalog aus. Im Anschluss bat Bischof den
Nationalrat, in seiner nachsten Sitzung diese vom Standerat geanderte Bestimmung
etwas abzuschwachen und ihr eine Ausnahme flr Grundrechtsverletzungen anzufligen.

Mit 31 zu O Stimmen (bei 12 Enthaltungen) nahm der Standerat das Gesetz in der
Gesamtabstimmung ohne Gegenstimme an. Die Enthaltungen stammten von sechs
Mitgliedern der SP- sowie von je drei Mitgliedern der SVP- und der Griinen-Fraktion. "
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